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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 13.06.2021
KARIN FRICK

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Innere Sicherheit

Bei einer hohen Stimmbeteiligung von 59.6 Prozent hiess eine solide Mehrheit von 56.6
Prozent der Schweizer Stimmbevolkerung das Bundesgesetz iiber polizeiliche
Massnahmen zur Terrorismusbekampfung (PMT) in der Referendumsabstimmung vom
13. Juni 2021 gut. Einzig der Kanton Basel-Stadt sprach sich mit einem Ja-Anteil von 45.1
Prozent mehrheitlich gegen das Gesetz aus. Hohe Zustimmung erfuhr die Vorlage
derweil in der Romandie, insbesondere im Wallis (65.0%), in Freiburg (63.6%), in
Neuenburg (62.0%) und im Jura (61.0%). In den Medien wurde gemutmasst, dass die
Westschweiz aufgrund der Né&he zum von Terroranschlagen stark betroffenen
Frankreich das Gesetz eher flUr notwendig gehalten habe, wahrend in der
freiheitsliebenden Deutschschweiz die staatlichen Grundrechtseingriffe kritischer
beurteilt worden seien.

Die schweizweite Zustimmung blieb damit etwas hinter den von den vorhergehenden
Umfragen geschirten Erwartungen zuriick. Wie die Presse berichtete, habe es das
Nein-Lager kurz vor dem Abstimmungstermin doch noch geschafft, seinen Bedenken
bezlglich der Rechtsstaatlichkeit der Massnahmen verstarkt Gehoér zu verschaffen. So
zeigte sich die Waadtlander Grlinen-Nationalratin Léonore Porchet gegenlber «Le
Temps» erfreut, dass man der zustandigen Bundesratin Karin Keller-Sutter im Vorfeld
der Abstimmung einige Klarstellungen zu umstrittenen Punkten im Gesetz abringen
konnte, etwa die Bekraftigung, dass Aktivistinnen und Aktivisten sozialer Bewegungen
nicht vom Gesetz betroffen sein werden. Nichtsdestotrotz kindigten die Grinen
bereits am Abstimmungssonntag an, eine parlamentarische Initiative einreichen zu
wollen, mit dem Ziel, die umstrittene, in ihren Augen zu unklar gefasste
Terrorismusdefinition zu konkretisieren. Menschenrechtsorganisationen wie Amnesty
International betonten, nun die konkrete Anwendung des Gesetzes genau im Auge zu
behalten und Menschenrechtsverletzungen gegebenenfalls anzuprangern. Die NZZ
wertete das Ergebnis denn auch als «grossen Vertrauensbeweis gegenlber der Polizei»;
immerhin habe die Bevdlkerung ein Gesetz angenommen, das der Polizei in zentralen
Punkten einen grossen Spielraum lasse. «Die Blrgerinnen und Burger gehen
offenkundig davon aus, dass von den Befugnissen menschenrechtskonform und
verhéltnismassig Gebrauch gemacht wird - und die Gerichte noétigenfalls korrigierend
eingreifen», kommentierte die Zeitung. Die Beflirwortendenseite zeigte sich indessen
zufrieden mit dem Resultat. Die Schweiz kénne damit eine Lucke in ihrer
Terrorismusabwehr schliessen, erklarte Justizministerin Keller-Sutter gegeniber den
Medien.

Noch nicht geschlagen geben wollte sich aus dem unterlegenen Lager die Piratenpartei.
Sie hoffte, berichteten «L'Express» und «Le Nouvelliste», dass die Abstimmung
wiederholt werden wirde. So seien beim Bundesgericht rund 600 Beschwerden gegen
die Abstimmung eingereicht worden, die monierten, das Bundesblchlein sei nicht
objektiv gewesen, habe keine klare Meinungsbildung ermdoglicht, irrefihrende
Informationen enthalten und wichtige rechtliche Konsequenzen des Gesetzes
verschwiegen.

Abstimmung vom 13. Juni 2021

Beteiligung: 59.6%
Ja: 1'811'795 (66.6%)
Nein: 1'390'383 (43.4%)

Parolen:

- Ja: EVP, FDP (1*), KVP, Libertére Partei, Mitte (Junge Mitte: 1*), Piratenpartei, SVP (2*;
JSVP: 2*), BastAl, CSP OW, PCSI JU

- Nein: GLP, GP, PdA, SD, SP, Jungfreisinnige; VPOD, Amnesty International, Chaos
Computer Club, Demokratische Juristinnen Schweiz (DJS), Digitale Gesellschaft,
Ensemble & Gauche, GSoA, Greenpeace, Schweizerische Arbeitsgemeinschaft der
Jugendverbénde (SAJV), Schweizerischer Friedensrat, Solidarité sans frontieres, Verein
«Freunde der Verfassung»

- Stimmfreigabe: EDU; SSV

* Anzahl abweichender Kantonalsektionen'
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 07.03.2021
AMANDO AMMANN

Aussenpolitik

Aussenwirtschaftspolitik

Nach einem einseitig geflhrten Abstimmungskampf, der von Westschweizer Medien
zum Kampf zwischen David und Goliath hochstilisiert wurde, fiel das Ergebnis der
Abstimmung zum Wirtschaftspartnerschaftsabkommen mit Indonesien im Marz 2021
mit nur 51.6 Prozent Ja-Stimmen deutlich knapper aus, als aufgrund des Medientenors
erwartet worden war. Die Stimmbeteiligung lag mit 51.1 Prozent Uber dem Durchschnitt
der letzten Jahre. Es zeigte sich kein Stadt-Land-Graben zwischen den Kantonen,
stattdessen teilte der altbekannte Rostigraben die Schweiz, mit wenigen Ausnahmen, in
zwei Teile: Basel-Stadt (61.2% Nein-Stimmen) lehnte als einziger Deutschschweizer
Kanton das Abkommen ab, ansonsten sprach sich die Deutschschweiz in breiter Front
fur den Freihandel aus. Auf der Gegenseite stimmten die meisten Kantone in der
Westschweiz, insbesondere die Kantone Waadt (65.9% Nein-Stimmen) und Jura (64.8%
Nein-Stimmen), gegen das Abkommen.

Obwohl dem Abschluss des Freihandelsabkommens damit nichts mehr im Wege stand,
wurde das Ergebnis im Nachgang des Abstimmungssonntags von den Gegnerinnen und
Gegnern des Abkommens als Erfolg verbucht. Diese sahen sich durch den unerwartet
hohen Nein-Anteil in ihrem Anliegen bestérkt und selbst Beflrwortende des
Abkommens, wie Stdnderat Hannes Germann (svp, SH), beflrchteten, dass die vielen
Nein-Stimmen einen Hinweis auf eine starke Skepsis in der Bevdlkerung gegeniber
Freihandelsabkommen darstellten. Dem widersprach Christoph Mader, Prasident von
Economiesuisse, der die einseitige Fokussierung der Debatte auf Palmél kritisierte und
im knappen Ja «kein Votum gegen den Freihandel» erkennen wollte. Dass es am Schluss
doch knapp nicht fur ein Nein gereicht hatte, schrieb La Liberté der spaten
Positionierung der Grinen und vor allem der SP zu. Samuel Bendahan (sp, VD),
Vizepréasident der SP, verteidigte seine Partei, die «wirklich in mehrere Lager gespalten
war». Die Uneinigkeit innerhalb der SP zeigte sich auch an mehreren abweichenden
Kantonalsektionen und prominenten Individuen, welche fir die Annahme des
Abkommens weibelten. So zeigte sich Nationalrdtin Munz (sp, SH) zufrieden mit dem
Ergebnis und meinte Uberzeugt, dass es von nun an ein «No-Go» sei, Nachhaltigkeit aus
Freihandelsvertragen auszuklammern. Nicht zufrieden mit dem Ausmass der
Nachhaltigkeitsstandards war indes die griine Nationalrétin Christine Badertscher (gp,
BE), welche die Absicht bekundete, sich nun zumindest bei der Umsetzung noch fir
Verbesserungen einsetzen zu wollen.

Das Referendum schien flr viele Akteure einen Wendepunkt in der schweizerischen
Aussenwirtschaftspolitik darzustellen. So bezeichnete Standeratin Baume-Schneider
(sp, JU) das Abkommen als «Untergrenze fir alle jene, die folgen werden». GegenUlber
der AZ zeigte sich die Rechtsprofessorin Elisabeth Blirgi Bonanomi davon Uberzeugt,
dass die Bevolkerung auch in Zukunft Uber Handelsabkommen abstimmen werde. Eine
erste Mdglichkeit dazu bieten die fertig verhandelten Freihandelsabkommen mit den
Mercosur-Staaten und Malaysia. Nationalratin Badertscher prognostizierte, dass es
insbesondere das Mercosur-Abkommen an der Urne gar noch schwerer haben werde,
und auch die Bauerngewerkschaft Uniterre liess verlauten, man sei «jederzeit bereit,
wieder das Referendum zu ergreifen». Drei NGOs - Alliance Sud, Public Eye und die
Gesellschaft fur bedrohte Voélker - forderten in Reaktion auf das Abstimmungsergebnis
ein  Gesetz, das eine grossere Kohadrenz  zwischen der  Schweizer
Aussenwirtschaftspolitik und Themen wie Menschenrechten oder Nachhaltigkeit
sicherstellt. Laut den NGOs sei es bei beiden Abkommen unwahrscheinlich, dass
verbindliche Nachhaltigkeitsbestimmungen aufgenommen wurden, weshalb weitere
Referenden unumgénglich seien.

Abstimmung vom 07. Marz 2021

Beteiligung: 51.1%
Ja: 1'408'380 (61.6%), (Stdnde 15 5/2)
Nein: 1'318'630 (48.4%), (Stande 5 1/2)

Parolen:

- Ja: SVP, CVP, FDP, GLP, EDU, Economiesuisse, Schweizer Gewerbeverband,
Schweizerischer  Arbeitsgeberverband, Schweizer Bauernverband, Swissmem,
Hotelleriesuisse, Schweizerischer Versicherungsverband, Swissaid

- Nein: SP (5%, GP, EVP, Juso, Greenpeace, Uniterre, Pro Natura,
Keinbauernvereinigung, Bruno-Manser-Fonds, Solidarité sans frontieres, Gesellschaft
fur bedrohte Vélker, Klimastreik Schweiz
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 10.02.2019
MARLENE GERBER

- Stimmfreigabe: Public Eye, Travail.Suisse, Alliance Sud
* Anzahl abweichende Kantonalsektionen in Klammern 2

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Raumplanung

Dass die Zersiedelungsinitiative an der Urne verworfen wurde, erstaunte nach dem
starken RuUckgang der Unterstutzung vor der letzten Umfragewelle wenig. Am 10.
Februar 2019 legten bei einer unterdurchschnittlichen Stimmbeteiligung von 37.9
Prozent mit 63.7 Prozent beinahe zwei Drittel der Stimmenden ein Nein in die Urne und
in keinem Kanton fand sich eine Mehrheit fir das Volksanliegen. Uberdurchschnittlich
hohe - wenn auch dort nicht mehrheitliche - Unterstitzung erfuhr die Initiative in den
Stadten. So stimmte etwa die Bevdlkerung in den Stadten Bern und Zirich sowie im
Kanton Basel-Stadt und Genf der Initiative mit 46.5 Prozent bis gut 49 Prozent zu. In
Bezug auf die im Laufe des Abstimmungskampfes abnehmende Unterstitzung in der
Bevolkerung sowie auch auf das schlussendlich erfolgte Ergebnis handle es sich bei
diesem Anliegen um eine durchschnittliche Initiative, konstatierte etwa die NZZ.

Die Initianten zeigten sich zwar enttduscht vom Resultat, dusserten sich aber zufrieden,
mit ihrer Volksinitiative eine wichtige Diskussion angestossen zu haben. Dass das Thema
Zersiedelung und Bauen ausserhalb der Bauzonen mit dem jungsten Urnengang noch
lange nicht vom Tisch ist, zeigte sich bereits am Tag nach der Abstimmung. Die Medien
berichteten von zwei geplanten Volksanliegen, die von einer Allianz aus Umwelt- und
Naturverbanden im Marz lanciert werden sollen. Die Gegner hingegen sahen sich durch
das Abstimmungsresultat darin bestéatigt, dass das Volk eine foderalistisch organisierte
Raumplanung bevorzuge und den Kantonen im Rahmen der zweiten RPG-Teilrevision,
deren Beratung im Parlament noch ausstand, ausreichend Spielraum zugestanden
werden musse. Der bisher vorliegende Entwurf des Bundesrates zum Bauen ausserhalb
der Bauzonen werde von Natur- und Heimatschutzverbéanden als «komplett untauglich»
eingestuft, wie sich Raimund Rodewald von der Stiftung Landschaftsschutz Schweiz in
der BaZ zitieren liess. Nicht zuletzt zeigte sich bereits eine Woche nach der
Abstimmung, dass nicht alle Kantone die erste RPG-Teilrevision fristgerecht umgesetzt
hatten, weswegen der Bund in den betroffenen Gebieten einen Einzonungsstopp
verhéngte.

Abstimmung vom 10. Februar 2019

Beteiligung: 37.9%
Ja: 737'241(36.3%) / Stande: O
Nein: 1'291'613 (63.7%) / Stéande: 20 6/2

Parolen:

- Ja: SP, GPS, EVP; Pro Natura, VCS, Greenpeace, Biosuisse, Kleinbauernvereinigung,
Alpeninitiative.

- Nein: GLP, CVP, BDP, FDP, SVP, EDU; Economiesuisse, HEV, SBV, SGV, Stadteverband,
Arbeitsgemeinschaft Berggebiete. *

Umweltschutz
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 11.11.2008
NICOLAS FREYMOND

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 29.06.2016
MARLENE GERBER

Allgemeiner Umweltschutz

Le camp des opposants était quant a lui constitué d’'un comité de gauche (PS, Verts,
PdT) et d'un comité du centre (PDC, PCS, PEV, Verts libéraux), ainsi que des
organisations de protection de I'environnement (ATE, Greenpeace, WWF, Pro Natura,
Initiative des Alpes, etc.), de Travailsuisse et de I'USS. Il a fait valoir que le droit de
recours des associations permettait de faire respecter le droit de I'environnement. Il a
également souligné que le droit de recours exercé contre une décision d’un organe de
|'Etat était une composante essentielle de I'Etat de droit, puisqu’il garantit que
personne, pas méme les titulaires du pouvoir politique, n'est au-dessus de la loi. Les
organisations écologistes ont par ailleurs balayé le reproche des initiants selon lequel
les recours ne visaient qu’a faire obstacle aux projets afin de négocier des concessions
ou, pire, des dédommagements financiers. Elles ont en effet publié une synthese
chiffrée de leurs activités judiciaires au cours de I'année 2007 dont il ressort que les
associations ont obtenu partiellement ou totalement gain de cause dans plus de 70%
des cas ou elles ont déposé un recours et n‘ont perdu que dans 16% des cas. Les
opposants en ont tiré I'argument de la Iégitimité du droit de recours et de son usage
raisonnable par les associations, rejetant lI'accusation d’obstruction sur les
particuliers.

Der Abstimmungskampf zur Volksinitiative "Griine Wirtschaft" verlief eher ruhig und
lebte von Diskussionen zu moglichen Auswirkungen der Initiative. Wahrend die Gegner
- eine Allianz aus burgerlichen Parteien, dem Hauseigentlimerverband und gewichtigen
Wirtschaftsverbanden - vor hohen Kosten und radikalen Einschnitten ins tagliche
Leben warnten und sich .gegen den grinen Zwang" wehrten, bezeichneten die
Beflirworter solche Angste als unbegriindet. Auf der Seite der Beflirworter fanden sich
neben den Initianten des Volksanliegens, der Grinen Partei, die SP, die EVP und die GLP
ein. Unterstltzung erhielten sie vom WWF, von Greenpeace, der Gewerkschaft Unia und
dem Wirtschaftsverband Swisscleantech. Dazu gesellten sich wahrend der Kampagne
auch einige Firmen, darunter prominent lkea Schweiz. Zu Beginn der Kampagne schien
das Anliegen auch bei den CVP-Frauen gut anzukommen; deren nicht komplett
anwesender Vorstand fasste Anfang August 2016 namlich zuerst mit knappem Mehr die
Ja-Parole. Dies entgegen ihrer zustandigen Bundesratin, welche die ablehnende
Position des Bundesrates an ihrer Pressekonferenz Mitte August verteidigte und das
Volksanliegen - obwohl im Grundgedanken richtig - als nicht umsetzbar und mit zu
hohen Kosten verbunden bezeichnete. Aufgrund mehrerer Rickkommensantrage
wurde danach der gesamte Vorstand per Email befragt, woraus schlussendlich eine
Nein-Parole der CVP-Frauen resultierte.

Der relativ allgemein gehaltene Wortlaut der Volksinitiative definierte nur das Endziel
des Anliegens, namlich die Reduktion des ,6kologischen Fussabdrucks" der Schweiz bis
ins Jahr 2050 auf die ihr tatsachlich zur Verfugung stehende Ressource von einer Erde.
Nach dem aktuellen Ressourcenverbrauch gerechnet wirde die Schweiz drei Erden
brauchen. Die Frage, wie dieses Ziel erreicht werden solle, liessen die Initiantinnen und
Initianten im Wortlaut ihres Anliegens offen, was nicht nur dem Bund bei Annahme der
Initiative viel Spielraum bei der Umsetzung verschaffen wirde, sondern bereits
wahrend des Abstimmungskampfes viel Raum flr Spekulationen liess. Die Medien
prasentierten ihrer Leserschaft in der Folge Szenarien Uber konkrete und lebensnahe
Auswirkungen des Volksbegehrens - so etwa Uber das zur Verflgung stehende
Warmwasser beim Duschen oder die Hohe des Benzinpreises. Punktlich zum 1. August
meldete sich der Prasident des Schweizerischen Fleisch-Fachverbands und alt-
Standerat Rolf Buttiker etwa im Blick zu Wort und warnte davor, dass die Grlinen der
Schweiz ,die [Cervelat-]Wurst verderben" wollen. Denn Buttiker beflirchtete die
Einfihrung einer Lenkungssteuer auf Fleisch, womit sich Herr und Frau Schweizer in
Zukunft kaum mehr Fleisch wirden leisten kédnnen (Blick, 30.7.). Im spéateren Verlaufe
der Kampagne diskutierte dann auch die NZZ einen ,Mehrwertsteuer-Sondersatz auf
Fleisch von vielleicht 150% oder mehr", der dann allenfalls nicht mehr mit den
internationalen Handelsbestimmungen vereinbar wéare (NZZ, 23.8.). Ganz anders fielen
die Aussagen der Beflrworter aus. Man verlange keine Verhaltensanderungen, sondern
wolle eine ressourcenschonendere Schweiz durch technologische Foérderung erzielen,
liessen federflihrende Stimmen etwa in Gestalt von Bastien Girod (gp, ZH) und Adéle
Thorens Goumaz (gp, VD) verlauten. Der angedachte und zu guter Letzt im Parlament
gescheiterte indirekte Gegenvorschlag zur Griinen Wirtschaft konne als Grundlage fur
die Umsetzung dienen. Zu einem ahnlichen Schluss kam denn auch der beflrwortende
Wirtschaftsverband Swisscleantech mit seiner Anfangs September vorgelegten Studie,
deren Folgerungen ihrerseits von Gegnern der Initiative aus der Wirtschaft stark
angezweifelt wurden. Denn eine vom BAFU in Auftrag gegebene und von
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RessourcenEFFizienz Schweiz (Reff) im Jahr 2013 préasentierte Studie, auf die sich die
Gegnerschaft der Volksinitiative haufig berief, folgerte, dass ein nachhaltiger
Ressourcenverbrauch kaum und nicht ausschliesslich durch Innovationsférderung zu
erreichen sei. Diese Ergebnisse wiederum wurden von den Initiativbeflirwortern
kritisiert. Die Reff-Studie berlcksichtige die technologische Innovation nur
unzureichend und verwende zur Berechnung der Ressourcenbelastung ein anderes
Mass. Wéahrend der CO2-Ausstoss bei auf dem &kologischen Fussabdruck basierenden
Berechnungen fur knapp drei Viertel der Klimabelastung verantwortlich sei, betrage
dieser Anteil bei den Berechnungen der Reff-Studie nur knapp 20%. Grund dafur sei,
dass diese die umfassendere Methode der 6kologischen Knappheit verwende, auf die
sich Uberdies auch der Bund stitzt. Durch die Messung nach dem &kologischen
Fussabdruck kame man dem Ziel der Initiative schon nur durch die Erflllung der
Verpflichtungen aus dem Pariser Ubereinkommen zur CO2-Reduktion deutlich naher.
Uneinig zeigte man sich auch betreffend das &kologische Renommée der Schweiz.
Wahrend auf der einen Seite gewisse Wirtschaftsvertreter die in Bezug auf
Nachhaltigkeit bereits fortschrittliche Schweiz lobten, wurden die Beflrworter der
Initiative nicht mide zu betonten, dass die Schweiz langst nicht in jeglicher Hinsicht
eine Spitzenreiterin sei. Insbesondere im Falle der produzierten Abfallmenge sei sie gar
eine klare Nachzulglerin und zudem hatten gewisse Lander und die EU bereits Schritte in
Richtung grine Wirtschaft unternommen.

Gemass Analysen des Forschungsinstituts Offentlichkeit und Gesellschaft (fég) kam der
Volksinitiative der Grinen in den Medien gleich viel Beachtung zu wie den beiden
anderen zur Abstimmung stehenden Vorlagen (Nachrichtendienstgesetz, Volksinitiative
"AHVplus"); im Langsschnittvergleich erhielten die drei Abstimmungsgegenstande
innerhalb der 22 untersuchten Pressetitel hingegen eher unterdurchschnittliche
Aufmerksamkeit. Im Vergleich zu anderen kirzlich dem Volk vorgelegten
Umweltanliegen - namentlich die Volksinitiative "Energie- statt Mehrwertsteuer" -
schatzten die Forscher die dem jetzigen grinen Volksanliegen zuteil werdende
Medienaufmerksamkeit indes als eher hoch ein. Wie auch bei der Berichterstattung
Uber die Volksinitiative "AHVplus" fiel die Tonalitdt der Beitrédge zur Volksinitiative
"Grlne Wirtschaft" nur ganz leicht zu Gunsten der Gegnerschaft aus, wobei die
Berichterstattung in der Romandie betreffend das Umweltanliegen deutlich positiver
war als in der Deutschschweiz. Eher ungleich lang waren die Spiesse in der
Inseratekampagne. Gemass Daten von Année Politique Suisse zeigte sich die
Gegnerschaft flir zwei Drittel der Inserate in den untersuchten 57 Printmedien
verantwortlich. Die gegnerische Kampagne erreichte ihre Spitze drei Wochen vor
Abstimmung, kurz nachdem die erste SRG-Trendumfrage eine Zustimmung zur Initiative
zeigte. Auch die zweiten, 10 Tage vor der Abstimmung prasentierten Ergebnisse der
Vorbefragung deuteten noch eher auf ein Ja hin, das aber seit der vorangegangenen
Welle beachtlich an Starke verloren hatte. Bereits ein knappes Nein ergab die am selben
Tag publizierte Trendumfrage von Tamedia. Wahrend die Beflrworterinnen und
Beflrworter in der zweitletzten Woche vor der Abstimmung bezlglich Intensitat der
Inseratekampagne mit den Gegnerinnen und Gegnern gleich zogen, respektive die
Gegnerseite zwischenzeitlich gar leicht Uberholten, dominierte die Gegnerschaft mit
ihrer Kampagne in der letzten Woche erneut stark. °

1) BBI 2021 2135; AZ, Blick, CdT, Exp, LT, Lib, NF, NZZ, QJ, TA, TG, 14.6.21

2) BBI, 2021 1185; NZZ,13.2., 6.3.21; AZ, CdT, Exp, LT, Lib, NZZ, QJ, SN, TG, 8.3.21

3) BBI 2019, S. 2873 f.; NZZ, 9.2.19; AZ, BaZ, CdT, LT, NF, NZZ, TA, 11.2.19; AZ,17.2.19; TG, 18.2.19; TA, 19.2.19

4) NZZ et TA, 29.3.08 (organisations); presse du 30.6.08 (PS et PDC); LT, 4.10.08 et NZZ, 8.10.08 (comité de gauche); Lib.,
11.11.08 (comité bourgeois).

5) fog-Abstimmungsmonitor zu den Abstimmungen vom 25.9.16; LZ, NZZ, TG, 29.6.16; BZ, 22.7.16; Blick, 30.7.16; SGT, 16.8.,
22.8.16; AZ, NZZ, 23.8.16; Lib, 25.8.16; TA, 26.8.16; NZZ, 29.8.16; SGT, 31.8., 5.9.16; NZZ, 6.9.16; TA, 8.9.,14.9.16; NZZ, 15.9.16
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